
E s w ird notw endig sein, in der A rbeitsweise auch in 
diesem Betrieb sofort eine Änderung herbeizuführen. 
In  einem künftigen B eitrag  werden w ir au f solche Bei
spiele wiederum  zurückkom m en. N ur wenn w ir alle 
A nstrengungen machen, w erden w ir unser Ziel, beste 
K reisleitung im Bezirk zu werden, erreichen.

Quelle: „L ausitzer Rundschau“, O rgan der B ezirks
leitung der SED Cottbus, vom 18. 3. 1958.
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Berlin, den 5. M ärz 1958

Es erscheint H err N. N., je tz t w ohnhaft in W est Berlin, 
und e rk lä rt:

Ich w ar seit 1953 bis zu m einer F luch t A ngestellter 
des V ertriebsapparates der in D resden erscheinenden 
LPD-Zeitung „Sächsisches T ageb latt“. Aus dieser Zeit 
rüh ren  meine Kenntnisse über system atische Benach
teiligungen der bürgerlichen Zeitungen gegenüber den 
SED-Zeitungen hinsichtlich des V ertriebs und der N eu
w erbung von Abonnenten. In  meinem Bereich konnte 
ich dabei folgende E rfahrungen  m achen:

Bekanntlich m ußten auf Beschluß des M inisterrates 
ab 1. 1. 1956 alle Zeitungs- und Zeitschriftenverlage 
den vorher von ihnen selbst ausgeübten V ertrieb ihrer 
Verlagserzeugnisse einstellen und der „Deutschen P ost" 
übertragen. F ü r  das „Sächsische T ageb latt“ und, wie 
ich weiß, auch fü r andere bürgerliche Zeitungen führte 
diese M aßnahm e sofort zu U nzuträglichkeiten und E in
bußen. W ährend näm lich die SED-Zeitungen und -Zeit
schriften  von hauptam tlichen T rägern  der „Deutschen 
P o st“ ausgetragen  wurden, erfolgte die Beförderung 
unserer Zeitungen durch stundenweise beschäftigte 
T räger der Post. Dies füh rte  zu s ta rken  U nregelm äßig
keiten in der Belieferung und dam it zu Abbestellun
gen.
Andere U nzuträglichkeiten, bei denen der s ta rk e  
V erdacht bestand, daß sie von den m eist der SED an
gehörenden M itarbeitern  des Postvertriebs absichtlich 
verursach t wurden, bestanden darin, daß die S tam m 
karten , die nach der N euw erbung von Abonnenten der 
P ost überwiesen werden m ußten, auffällig  häufig „ver
lorengingen" oder e rs t längere Zeit spä ter w ieder au f
gefunden wurden. Die Folge w ar natürlich, daß viele 
dieser neugeworbenen Abonnenten wieder „abspran
gen".
Von einem regelrechten  Vorgehen gegen unsere Ver
lagsarbeit zeugten indessen Beobachtungen, die w ir 
nach der N euw erbung von Abonnenten m achten. W ir 
konsta tierten  häufig, daß neugeworbene Abonnenten 
die Annahm e des von ihnen bestellten Abonnements 
verw eigerten. Bei N achprüfungen ergab sich, daß SED- 
M itglieder im P o stap p a ra t solche von uns neu
geworbenen Abonnenten —  sofern es sich dabei um  ehe
m alige Leser von SED-Zeitungen handelte —  auf
suchten und sie zu r Zurücknahm e ihrer Bestellung 
überredeten. Dieses Vorgehen w ar system atisch. Es 
bedeutete einen V ertrauensbruch der P ost unserem  
V erlag gegenüber. Im  übrigen w aren  w ir gegen der
artig e  Vorgänge machtlos.

Ich  versichere, daß meine vorstehenden Aussagen in 
allen P unk ten  der W ahrheit entsprechen und bin be
reit, diese erforderlichenfalls vor einem Gericht zu be
eiden.

v. g. u.

gez. U n terschrift gez. U nterschrift

Die gesam te B erichtersta ttung in der Sowjetzone, und  
zw ar fü r  Presse und R undfunk, w ird jeweils au f be
s tim m te  politische G esichtspunkte abgestellt. Eine unab
hängige B erichtersta ttung is t daneben nicht möglich. 
Bieten die Tatsachen und Unterlagen nicht die Gewähr 
dafür, die gew ünschte politische Beeinflussung zu  errei
chen, so werden sie entsprechend abgeändert. F ür den 
R undfunk werden sogar Originalaufnahmen, deren poli
tische W irkung  zw eife lha ft erscheint, um gestellt oder 
nachgem acht und in veränderter Form  als „Original
aufnahm en“ ausgestrahlt, wie sich aus später folgenden  
D okum enten ergibt. E s kom m t also nicht darauf 
an, den Leser oder Hörer objektiv zu  unterrichten, 
sondern er soll ausschließlich in  der vorgeschriebenen  
W eise politisch beeinflußt werden. A lle Veröffentlichun
gen und Äußerungen, die den beabsichtigten Eindruck  
abschwächen könnten, werden untersagt. Das geht so 
w eit, daß sogar R undfunksprecher und Conferenciers 
abgelöst werden müssen, w enn ihre Bem erkungen oder 
Pointen n icht geeignet sind, die beabsichtigte Beein
flussung der Bevölkerung zu  un terstü tzen .
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Regierung der
D eutschen D em okratischen Republik 
1. S tellvertreter des Vorsitzenden 
des M inisterrates 
S ek re ta ria t U lbricht
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H errn
N .N .
M agdeburg

U nter Bezugnahm e auf Ih r  an  das ZK der SED, Büro 
U lbricht, gerichtetes Schreiben vom 18. 6. 1957 te ilten  
w ir Ihnen bereits telegraphisch am  8. 7. m it, daß die 
ganze Angelegenheit bearbeite t wird.
U m  K larheit über die Gründe, die die Deutsche Konzert- 
und G astspieldirektion veranlaßte, eine Sperre gegen 
Sie zu verhängen, zu bekommen, haben w ir den H aup t
direktor aufgefordert, uns zu berichten. Der m it D atum  
vom 11. 7. vorgelegte B ericht en thält eine Reihe F est
stellungen, aus denen ersichtlich ist, daß Sie im  Zusam 
m enhang m it H irer T ätigkeit als Conferencier sehr häu
fig  in  absolut negativer W eise au ftra ten . Die politischen 
Pointen Ih res P rogram m s und Ih re r Parodien sind 
danach oft h a r t an der Grenze des überhaupt E rträ g 
lichen angelangt und sind von vielen Stellen als u n trag 
bar em pfunden worden.

Obwohl Ihnen m ehrm als Hinweise gegeben worden sind, 
die Form en Ih re r  A nsage zu ändern, die negierende 
Linie aufzugeben und Ih re  A ussage positiv zu gestalten, 
is t Ih rerse its  keine Ä nderung im  Inhalt des Program m s 
vorgenomm en worden. Uns liegen je tz t einige solcher 
Auszüge Ih re r Conference vor. W ir m üssen feststellen, 
daß sie in der T a t über das M aß einer positiven K ritik  
hinausgehen und ins Feindselige gegenüber der Repu
blik um schlagen. U nter diesen Bedingungen m üssen w ir 
der M aßnahm e der Zentrale der D eutschen K unst- und 
G astspieldirektion beipflichten. Sowohl G ew erkschafts
leitungen und -Organisationen als auch Parteigruppen  
und Besucher haben w iederholt von der Deutschen 
K onzert- und G astspieldirektion gefordert, solche nega
tiven D arbietungen zu unterbinden. Auch w ir sind der 
A uffassung, daß unser öffentliches V ortragsw esen und 
unsere K ulturprogram m e so gehalten  sein müssen, daß
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